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Vortrag an den Ministerrat

Abkommen zwischen der Republik Osterreich und der Republik Lettland zur
Beendigung des Abkommens zwischen der Republik Osterreich und der
Republik Lettland liber die Forderung und den Schutz von Investitionen;
Durchfiihrung des Notenwechsels und Ratifikation

Der Gerichtshof der Europaischen Union (EuGH) hat in seinem Urteil vom 6. Marz 2018 in
der Rechtssache C-284/16 (Slowakische Republik gg. Achmea BV) festgestellt, dass die
Art. 267 und 344 AEUV dahin auszulegen sind, dass sie einer Bestimmung in einer
internationalen Ubereinkunft zwischen den Mitgliedstaaten wie Art. 8 des Abkommens
zwischen dem Konigreich der Niederlande und der Tschechischen und Slowakischen
Foderativen Republik (iber die Férderung und den gegenseitigen Schutz von Investitionen
entgegenstehen, nach der ein Investor einer dieser Mitgliedstaaten im Fall einer
Streitigkeit Giber Investitionen in dem anderen Mitgliedstaat gegen diesen ein Verfahren
vor einem Schiedsgericht einleiten darf, dessen Gerichtsbarkeit sich dieser Mitgliedstaat

unterworfen hat.

Von diesem Urteil sind samtliche in bilateralen Abkommen tber die Férderung und den
Schutz von Investitionen zwischen Mitgliedstaaten der Européischen Union (sog. intra-EU
Bilateral Investment Treaties — BITs) enthaltenen Bestimmungen zur Investor-Staat
Schiedsgerichtsbarkeit betroffen. Auch das Abkommen zwischen der Republik Osterreich
und der Republik Lettland liber die Férderung und den Schutz von Investitionen, BGBI. Nr.
137/1996, ist von diesem EuGH-Urteil betroffen.

Gemal dem Beschluss der Bundesregierung vom 8. Juli 2020 (vgl. Pkt. 20 des Beschl.Prot.
Nr. 26) und der entsprechenden Bevollmachtigung durch den Herrn Bundesprasidenten
wurden mit der Republik Lettland Verhandlungen lber die Beendigung des Abkommens
zwischen der Republik Osterreich und der Republik Lettland tiber die Férderung und den

Schutz von Investitionen aufgenommen und schlieRlich Einigung liber das vorliegende



Abkommen zwischen der Republik Osterreich und der Republik Lettland zur Beendigung
des Abkommens zwischen der Republik Osterreich und der Republik Lettland iiber die
Forderung und den Schutz von Investitionen (,,Beendigungsabkommen®) erzielt. Das

Beendigungsabkommen wird in Form eines Notenwechsels geschlossen.
Das Beendigungsabkommen weist folgende Kernelemente auf:

1. Das Abkommen zwischen der Republik Osterreich und der Republik Lettland tiber die
Forderung und den Schutz von Investitionen, BGBI. Nr. 137/1996, unterzeichnet in
Riga am 17. November 1994, wird mit Inkrafttreten des Beendigungsabkommens

beendet.

2. Die Vertragsparteien stellen klar, dass die Bestimmung des Art. 11 Abs. 3 des
Abkommens zwischen der Republik Osterreich und der Republik Lettland iiber die
Forderung und den Schutz von Investitionen, welche den Schutz von Investitionen, die
vor dem Zeitpunkt der Beendigung des Abkommens getatigt wurden, verlangert,
beendet wird und nach Inkrafttreten des Beendigungsabkommens keine

Rechtswirkungen mehr entfaltet.

Das Beendigungsabkommen bedarf der Ratifikation und tritt am ersten Tag des zweiten
Monats in Kraft, der auf den Zeitpunkt des Erhalts der spateren Mitteilung der Parteien

folgt, dass die jeweiligen internen Verfahren fir das Inkrafttreten erfillt sind.

Mit der Durchfiihrung des Beendigungsabkommens sind keine zusatzlichen Kosten
verbunden. Sollten dennoch Kosten entstehen, finden diese ihre Bedeckung in den

Budgets der zustandigen Ressorts.

Das Beendigungsabkommen hat gesetzandernden bzw. gesetzesergdanzenden Inhalt und
bedarf daher der Genehmigung des Nationalrats gemafld Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG. Es hat
nicht politischen Charakter. Es ist nicht erforderlich, eine allfallige unmittelbare
Anwendung des Abkommens im innerstaatlichen Rechtsbereich durch einen Beschluss
gemald Art. 50 Abs. 2 Z 4 B-VG, dass dieser Staatsvertrag durch Erlassung von Gesetzen zu
erflllen ist, auszuschlielen. Da durch das Beendigungsabkommen keine Angelegenheiten
des selbstandigen Wirkungsbereiches der Lander geregelt werden, bedarf es keiner
Zustimmung des Bundesrates gemaR Art. 50 Abs. 2 Z 2 B-VG.

Anbei lege ich das Beendigungsabkommen (bestehend aus der dsterreichischen
Er6ffnungsnote und der lettischen Antwortnote) in seinen authentischen Sprachfassungen

auf Deutsch und Lettisch sowie die Erlauterungen vor.
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Im Einvernehmen mit der Bundesministerin fir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort

und dem Bundesminister fur Finanzen stelle ich daher den
Antrag,
die Bundesregierung wolle

1. das Abkommen zwischen der Republik Osterreich und der Republik Lettland zur
Beendigung des Abkommens zwischen der Republik Osterreich und der Republik
Lettland Uber die Forderung und den Schutz von Investitionen und die Erlauterungen

zum Abkommen genehmigen,

2. dem Herrn Bundesprasidenten vorschlagen, mich oder eine/n von mir namhaft zu
machende/n Angehdérige/n des hoheren Dienstes des Bundesministeriums fur
europadische und internationale Angelegenheiten zur Durchfliihrung des

Notenwechsels zu bevollmachtigen,
3. nach Durchfiihrung des Notenwechsels das Beendigungsabkommen unter Anschluss
der Ubersetzung und der Erlduterungen dem Nationalrat zur Genehmigung gemiR

Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG zuleiten, und

4. nach erfolgter Genehmigung dem Herrn Bundesprasidenten vorschlagen, das

Abkommen zu ratifizieren.

1. Oktober 2021

Mag. Alexander Schallenberg, LL.M.

Bundesminister

3von3



	Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Lettland zur Beendigung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Republik Lettland über die Förderung und den Schutz von Investitionen; Durchführung des Notenwechsels und Ratifikation 

